
34

Samstag, 17. Dezember 2022

ZT/Schweiz am WochenendeAargau

Autoposer will Fahrzeugteile 
zurück – und blitzt ab
Das Bundesgericht hat entscheiden, dass die Rohre und Einspritzventile eines Poser-Autos beschlagnahmt bleiben.

Noemi Lea Landolt

Am 11. November 2020 hat ein 
Mann ein Auto gekauft. Drei 
Tage später, am 14. November, 
als er das Auto von der Garage 
nach Hause fahren wollte, wur-
de er bereits aus dem Verkehr 
gezogen. Der Mann ist in Suhr in 
eine «Poser-Schwerpunktkont-
rolle» der Kantonspolizei Aar-
gau geraten. Die Polizei stellte 
«diverse Mängel» fest und hat 
das Auto mit Luzerner Kennzei-
chen für weitere Abklärungen si-
chergestellt.

Nach einer technischen Prü-
fung hat der Mann sein Gefährt, 
just zu Weihnachten, wieder be-
kommen. Die Polizei forderte 
ihn aber auf, die beanstandeten 
Fahrzeugteile bei ihr abzugeben. 
Das hat der Mann am 5. Januar 
getan. Die fünf RS2-Einspritz-
ventile, der RS2-Abgaskrüm-
mer, der RS2-Turbolader, ein 
60-mm-Downpipe und zwei 
Edelstahlrohre mit 100-Zel-
len-Katalysator liegen wohl in ir-
gendeiner Asservatenkammer.

Es sind Beweisstücke in der 
Strafuntersuchung wegen des 
Verdachts auf Führen eines 
nicht betriebssicheren Fahr-
zeugs, das die Staatsanwalt-
schaft Lenzburg-Aarau im De-
zember 2021 eröffnet hat. 

Autoposer unterliegt schon 
zum zweiten Mal

Der Mann ist mit der Beschlag-
nahme der Tuningteile nicht 
einverstanden. Er hat gegen den 
Beschlagnahmebefehl Be-
schwerde erhoben und verlangt 
die Gegenstände zurück.

Die Beschlagnahme von 
Gegenständen ist eine Zwangs-
massnahme. Zwangsmassnah-
men können nur ergriffen wer-
den, wenn ein hinreichender 
Tatverdacht vorliegt, die ange-

strebten Ziele nicht durch mil-
dere Massnahmen erreicht wer-
den können und die Bedeutung 
der Straftat die Zwangsmass-
nahme rechtfertigt. Gegenstän-
de einer beschuldigten Person 
können dann beschlagnahmt 
werden, wenn sie voraussicht-
lich als Beweismittel gebraucht 
werden oder einzuziehen sind.

Im Mai 2022 hat die Be-
schwerdekammer in Strafsa-
chen des Aargauer Obergerichts 
die Beschwerde des Autoposers 
abgewiesen. Sie kam zum 
Schluss, dass die Beschlagnah-
me zulässig sei. Dieser Argu-
mentation sind nun auch die 

höchsten Richterinnen und 
Richter gefolgt. Das Bundesge-
richt lehnte die Beschwerde 
ebenfalls ab und brummte ihm 
Gerichtskosten in der Höhe von 
3000 Franken auf. Der Poser 
bekommt seine Rohre und Ven-
tile also nicht zurück, bis das 
Strafverfahren abgeschlossen 
ist.

Verkäufer hat ihm «erklärt, 
was alles nicht erlaubt ist»

Der Autoposer argumentierte in 
seiner Beschwerde unter ande-
rem, er habe davon ausgehen 
können, dass der Motor des 
Autos in ordnungsgemässem 

Zustand sei. Im Vertrag sei fest-
gehalten, dass das Fahrzeug 
eine Leistung von 229 PS habe.

Im Kaufvertrag ist aber auch 
vermerkt: «Leistungssteigerung 
am Motor nicht im Strassenver-
kehr zugelassen, Hosenrohr 
nicht Original, Katalysatoren 
von Audi RS2 umgebaut.» Und 
der Verkäufer gab zu Protokoll, 
er habe «ihm erklärt, was alles 
nicht erlaubt ist und was keine 
Originalteile sind». Ebenso 
habe er den Poser mündlich auf 
die Leistungssteigerung hinge-
wiesen.

Eine Leistungsmessung im 
Technischen Zentrum des TCS 

in Birr ergab eine Leistungsstei-
gerung von 32,4 Prozent und 
eine Steigerung des Drehmo-
ments um 29,6 Prozent. Das 
Auto war also fast einen Drittel 
leistungsstärker, als es gemäss 
Typengenehmigung sein darf. 
Das wiederum kann laut Voll-
zugsbericht der Kapo Aargau 
«schnell zu sehr gefährlichen  
Situationen führen». 

Bundesgerichtsurteil 
1B_349/2022 vom 17. November 
2022 
Urteil SBK.2022.4 des 
Aargauer Obergerichts vom 
25. Mai 2022

Die Autobahnraststätte in Würenlos ist bei Autoposern ein beliebter Treffpunkt. (Symbolbild). Bild: Kapo Aargau

Drei statt zwei Jahre für Bauvorhaben
Der Regierungsrat will die Bewilligungsdauer verlängern.

Eva Berger

Eine Baubewilligung ist im Aar-
gau derzeit zwei Jahre lang gül-
tig. Innerhalb dieser Frist muss 
also ein Bauvorhaben umge-
setzt werden. Das soll sich jetzt 
ändern: Der Regierungsrat will 
die Baubewilligungsgültigkeit 
dauerhaft auf drei Jahre erhö-
hen.

Das schreibt die Regierung 
in der Antwort auf einen Vor-
stoss im Grossen Rat von Pat-
rick Frei, Daniel Notter und 
Markus Gabriel (alle SVP). Sie 
fordern die längere Frist. Auch 
jene für den Materialabbau sei 
zu erhöhen, von heute fünf auf 
sechs Jahre. Und sollte man sein 
Bauprojekt unterbrechen, soll 
man dies in Zukunft während 
drei, statt heute zwei Jahren, tun 
dürfen.

Die Geltungsdauer für Bau-
gesuche von nur zwei Jahren 

stelle Bauherren in unsicheren 
Zeiten vor Probleme, begründen 
die drei Grossräte ihr Anliegen. 
Die Pandemie und der Krieg in 
der Ukraine hätten die allgemei-
ne wirtschaftliche Lage in den 
zwei letzten Jahren wesentlich 
verschlechtert, die Aussichten 
seien nicht ideal.

Fristgerechte Umsetzung 
gar nicht möglich

«Lieferketten wurden unterbro-
chen, Fachkräfte sind nicht ver-
fügbar und Preise von Baumate-
rialien, Energie und Transport 
sind in vielen Bereichen um ein 
Vielfaches gestiegen», heisst es 
im Vorstoss weiter. All dies füh-
re dazu, dass Bauherren ihre 
Vorhaben aus finanziellen Grün-
den, oder weil Material und 
Arbeitende fehlen, gar nicht 
fristgerecht realisieren können.

Manche Gemeinden tole-
rierten es, wenn ein Bauherr mit 

«Pseudobautätigkeit» versuche, 
die Situation zu kaschieren. An-
dere schauten genauer hin und 
verweigerten die erneute Bewil-
ligung. Das führe zu Ungleich-
behandlung unter den Gemein-
den und damit zu einer gewissen 
Willkür.

Wer heute ein Baugesuch 
zum zweiten Mal einreichen 
müsse, nachdem es nicht mehr 
gültig ist, könne sich auf keine 
Vorentscheide stützen, das gan-
ze Verfahren beginnt von vorne. 
«Oft sieht sich der Bauherr dann 
mit veränderten Baugesetzen 
und erneuten Einsprachen kon-
frontiert», so die Motionäre. 
Das ziehe ein Projekt noch wei-
ter in die Länge und das könne 
nicht im Sinne des Gesetzgebers 
sein.

In Krisenzeiten könne sich 
ein Bauvorhaben verzögern, 
eine allzu begrenzte Gültigkeits-
dauer der Baubewilligung be-

dränge die Bauherrschaft dann 
zusätzlich, schreibt der Regie-
rungsrat in seiner Antwort. Eine 
Verlängerung der Geltungsdau-
er würde das Risiko, dass sich 
die Gesetzeslage während der 
Bewilligungsfrist ändert, in 
einem vertretbaren Ausmass er-
höhen.

Frist in anderen  
Kantonen länger

Etliche andere Kantone kennen 
ausserdem eine längere Gel-
tungsdauer für Baubewilligun-
gen als der Aargau. So sind es in 
Bern drei Jahre, die auf fünf Jah-
re erstreckt werden können, in 
Zürich und Basel-Stadt ebenfalls 
drei Jahre und in Zug zwei Jahre, 
die aber auf fünf Jahre erstreck-
bar sind. «Dies spricht dafür, der 
Motion zu entsprechen und eine 
entsprechende Gesetzesanpas-
sung in die Wege zu leiten», hält 
der Regierungsrat fest.

Skeptischer ist er bei der Forde-
rung, auch die Unterbrechungs-
frist für Bauvorhaben um ein 
Jahr zu verlängern. Anwohnerin-
nen und Anwohnern mute man 
Baustellenlärm, Verkehr und 
Verschmutzungen zu, und wür-
de ihnen weitere Unannehm-
lichkeiten bereiten, wenn das 
Bauvorhaben kein absehbares 
Ende findet. Auch müsse man 
hier beachten, dass sich die 
rechtliche Grundlage erheblich 
verändern könnte, wenn zwi-
schen Baubewilligungserteilung 
und fertigem Projekt Jahre lie-
gen.

Überweist der Grosse Rat 
den Vorstoss, möchte der Regie-
rungsrat zu den Baubewilligun-
gen eine Anhörung mit zwei Va-
rianten durchführen. Dabei 
werde sich zeigen, ob man auch 
die Fristen für eine Unterbre-
chung der Bauarbeiten verlän-
gern sollte.

Aargauerplatz

Adventszeit ist auch die hohe 
Zeit der Weihnachtskarten von 
Amtsträgern und Firmenchefs, 
die in vielfacher Ausgabe 
verschickt werden. Meistens 
werden sie dem Christbaum 
gleich bis etwa zum Dreikö-
nigstag anstandshalber aufbe-
wahrt, bis sie den Weg ins 
Altpapier finden. Regierungs-
rat Dieter Egli wählte – ganz 
rot-grün – einen umweltscho-
nenderen Weg und verschickte 
heuer eine Sprachnachricht 
mit frohen Wünschen, beglei-
tet mit einem beruhigend 
rieselndem Schneevideo. Wir 
versprechen: Vor dem 6. Januar 
landen Eglis Worte nicht im 
virtuellen Papierkorb. (roc)

Weniger besinnlich geht es 
bekanntlich in der Parteipolitik 
zu und her. Wird zwischen 
politischen Fronten mal ein 
Lob ausgetauscht, hat das 
meistens seinen Preis. So 
dankte Cédric Wermuth der 
Mitte-Nationalrätin Ruth 
Humbel via Twitter für «ihren 
langjährigen Einsatz». Einig 
seien sie sich nicht immer 
gewesen, «fair war es aber 
jedes Mal». Der Preis folgte 
sogleich im zweiten Satz: Der 
Rücktritt hinterlasse einen 
bitteren Nachgeschmack, so 
der SP-Chef: «Das regelrechte 
Mobbing aus der Mitte Aargau 
war unwürdig und respektlos.» 
Wir sind gespannt auf das 
Lob von Mitte-Präsidentin 
 Marianne Binder in die umge-
kehrte Richtung, wenn es bei 
den Sozialdemokraten beim 
nächsten Mal kracht. (roc)

Nachrichten

100 000 Franken für den 
Kampf gegen Hungersnot

Regierungsrat Die Regierung 
hat auf Ersuchen des Roten 
Kreuzes 100 000 Franken aus 
dem Aargauer Swisslos-Fonds 
zur Bekämpfung der Ernäh-
rungskrise in Afrika gesprochen. 
Viele Länder südlich der Sahara 
befänden sich in einer ernsthaf-
ten Ernährungskrise, teilt der 
Regierungsrat mit. Die Interna-
tionale Föderation der Rot-
kreuz- und Rothalbmondgesell-
schaften hat die aktuelle Krise 
als Notlage Stufe rot kategori-
siert, die höchste Aufmerksam-
keit erfordert. (az)

Wechsel in der Leitung 
des AKW Leibstadt

Rochade Roland Schmidiger 
wird neuer Vorsitzender der Ge-
schäftsleitung des Kernkraft-
werks Leibstadt (KKL). André 
Hunziker wird neuer Kraft-
werksleiter. Das teilt die Kern-
kraftwerk Leibstadt AG mit. 
Schmidiger folgt Anfang 2023 
auf Willibald Kohlpaintner, der 
dann in den Ruhestand tritt. 
Schmidiger wird auch die Lei-
tung der Division Nuclear der 
Axpo Power übernehmen. Hun-
ziker folgt im Februar auf den 
bisherigen Kraftwerksleiter 
Thomas Franke, der sich laut 
Mitteilung nach vielen Jahren in 
Führungsfunktionen wieder 
mehr auf technische Aspekte 
konzentrieren möchte und 
Chief Technology Officer in der 
Division Nuclear wird. (az)
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